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KH-Richtlinie n.F. und die 
Umsetzung ins PflVG n.F.
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Zur Entwicklung

Kemperdiek DAR 2024, 324
Burmann/Kemperdiek,  DAR 

2024, 61
Burmann/Kemperdiek, r+s 

2023, 893.



Zur Entwicklung:

• Grundlage: Richtlinie (EU) 2021/21182 vom 2. 
12. 2021

• nationale Gesetzgeber war zum Ende des 
vergangenen Jahres berufen, eine durchaus 
umfangreiche Reform des 
Pflichtversicherungsrechts auf den Weg zu 
bringen

• Letzter Stand: sog. „kodifizierte KH Richtlinie“ 
aus 2009, die nunmehr durch das aktuelle 
Regelwerk ergänzt und z. T. erweitert wurde
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Zur 
Entwicklung:
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Referenten-
und Regierungsentwurf, den 

der 
Bundestag nach Erörterung im
Rechtsausschuss verabschiedet

e

Der Bundesrat 2.2.2024: 
Zustimmung (-),

Überweisung des Gesetzes an 
den Vermittlungsausschuss

Einigung

11.4.2024 Ausfertigung
16.4.2024 Verkündung



Streitpunkte bis zuletzt
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Versicherungspflicht für 
selbstfahrende 

Arbeitsmaschinen und Stapler

Diese Fahrzeuge(z. B. 
Aufsitzrasenmäher, 

Mähdrescher, Ernte- und 
Bohrmaschinen, 
Kehrmaschinen, 

Eichfahrzeuge, Planier- und 
Asphaltiermaschinen o. ä.) 

war nach der alten 
Rechtslage i. S. d. § 3 Abs. 3 S. 

1 Nr. 1a FZV, liegt die 
Höchstgeschwindigkeit der 
Maschine unterhalb von 20 

km/h, von der 
Versicherungspflicht 

ausgenommen

Der ursprüngliche und bis in 
den Rechtsausschuss 

gelangte Regierungsentwurf 
sah vor, für sämtliche unter 
den neuen Fahrzeugbegriff 

der Richtlinie fallende 
Fahrzeuge eine 

Versicherungspflicht zu 
etablieren und dabei diesen 
Begriff in Anlehnung an die 

bisherige Regelung in §2 Abs. 
1 Nr. 6a PflVG a.F. noch 

zu beschränken (bzw. den 
Umfang der 

Versicherungspflicht über die 
Vorgaben der Richtlinie 
hinaus zu erweitern).



Streitpunkte 
bis zuletzt

• Dabei erlaubt die Richtlinie durchaus, Stapler 
und selbstfahrende Arbeitsmaschinen weiterhin 
von der Versicherungspflicht auszunehmen

• Dies führt im Schadensfall dann aber zu einer 
Einstandspflicht des Entschädigungsfonds (VOH)

• Läuft dem erklärten Ziel des Gesetzgebers 
entgegen

• nicht Aufgabe der Versichertengemeinschaft 
durch die Nutzung dieser Fahrzeuge verursachte 
Schäden abzufangen und den eigentlichen 
Schädiger zu entlasten
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Viel Wind um nichts?

• Nach Berechnung des GDV regulierte 
die Verkehrsopferhilfe allerdings in den 
letzten fünf Jahren lediglich acht 
Schadensfälle mit einer 
durchschnittlichen 
Entschädigungsleistung von rund 
3.500,00 €, insgesamt also etwa in 
Höhe von 28.000,00 €
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Ergebnis des Vermittlungsverfahrens
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Ausnahme der Stapler und 
Arbeitsmaschinen von der 

Versicherungsfreiheit des §2a PflVG 
n.F. 

Gleichzeitig: Möglichkeit der 
substitutiven 

Haftpflichtversicherung über 
Privathaftpflicht- statt 

Pflichtversicherungsverträge

Wegfall des ursprünglich geplanten 
Moratoriums: dauerhafte 
Versicherungsfreiheit der 

selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
und Stapler und dauerhafte 

Einstandspflicht der VOH



Änderungsumfang
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• 1. Versicherungspflicht und Ausnahmen

o Versicherungspflicht von selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen und Staplern ist ersatzlos 
entfallen

o Neu: Befreiung von der Versicherungspflicht 
für die Fälle der sog. abgegrenzten Gebiete 
(§2a Abs. 2 PflVG n. F.), also eine Befreiung 
von der eigentlich bestehenden 
Versicherungspflicht für solche Fahrzeuge, die 
nur auf einem Gebiet genutzt werden, 
welches den Kontakt mit unbeteiligten Dritten 
aufgrund seiner Umfriedung verhindert.

o Nicht neu, aber anders: Ausnahme von der 
Versicherungspflicht für die Teilnahme an 
Motorsportveranstaltungen, § 6 Abs. 3 PflVG 
n. F.
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Änderungsumfang

• 2. Motorsporthaftpflichtversicherung

o In § 5d PflVG n. F. wird eine neue Sparte als Surrogat zur Pflichtversicherung 
nach §1 PflVG eingeführt, die dann vorzuhalten ist, wenn das Fahrzeug im 
Rahmen einer Motorsportveranstaltung (einschließlich Tests, Demonstrationen 
und Übungsfahrten) in einem dafür vorgesehen, abgegrenzten Gebiet gebraucht 
wird, welches durch Zugangskontrollen zusätzlich gegen das Betreten durch 
Unberechtigte gesichert sein muss

o entsprechende Produkte am Markt noch nicht verfügbar

o keine Musterbedingungen des GDV
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Änderungsumfang
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• 3. Änderung in den Mindestversicherungssummen

o Im Wesentlichen keine Änderung im Vermittungsausschuss, lediglich 
Anpassung im Bereich der Sachschäden von derzeit 1,22 Mio. € auf 
künftig 1,3 Mio. €

• 4. Obliegenheiten/Risikoausschlüsse sowie Entschädigungs- 
und Insolvenzfonds

o Keine Änderungen im Vermittlungsausschuss

5/22/2024
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Ausblick
• Zwar „Nischenversicherung“, aber: wie wird die Rechtsprechung 

künftig mit den geändertenRisikoausschlüssen/Obliegenheiten im 
Bereich des Motorsports umgehen?

•  (P) verhüllte Obliegenheit

• Die Aufhebung der angedachten Versicherungspflicht für die 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Stapler: keine 
steigenden chadenszahlen in diesem Bereich – soweit sie vom 
Entschädigungsfonds zu decken sind – zu erwarten

• Die Belastung von bis zu 19 Mio. Versicherten mit zusätzlichen 
Prämien dürfte demgegenüber nicht angezeigt sein
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Rieser-Rente

Der Versicherungsvertrag wurde am 08.03.2013 durch den zwischenzeitlich 
verstorbenen Versicherungsvertreter der Beklagten … vermittelt. 

Über das Beratungsgespräch wurde eine Dokumentation gefertigt. In dieser 
heißt es unter Ankreuzen der entsprechenden Variante u.a.:

„Ihre speziellen Vorgaben: [x] Sie haben die Versicherungsart Basisrente 
und die Versicherungshöhe 600,- EUR vorgegeben.“ Das Wort „Basisrente“ 
und die Zahl „600,-“ sind dabei handschriftlich eingetragen.

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente

Versicherungsvorschlag zum Abschluss einer … Basis Rente Klassik, die der Kläger sodann 
beantragte 

Bei der Versicherung handelt es sich um eine staatlich geförderte Basisrentenversicherung (sog. R.-
Rente). 

Die Beklagte policierte den Vertrag mit Versicherungsschein vom 31.10.2013 

Bis zum Februar 2022 erbrachte der Kläger auf den Vertrag Prämien- und Sonderzahlungen in Höhe 
von insgesamt 77.176,96 €.

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente

LG Klage abgewiesen.

• Eine Beratungspflichtverletzung als Grundlage eines 
Schadensersatzanspruchs sei nicht festzustellen. 

• Es sei naheliegend, dass der Kläger, der die Basisrente 
als gewünschtes Versicherungsprodukt vorgegeben 
habe, über diese Besonderheiten informiert gewesen 
sei. 

• Der Kläger habe nicht bewiesen, dass er nur eine 
generelle Beratung zur Altersvorsorge gewünscht habe. 

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente

• Einem Versicherungsnehmer sind die Besonderheiten 
einer Altersabsicherung in Form einer R.-Rente (keine 
Kündbarkeit, keine Kapitalisierbarkeit, keine 
Vererbbarkeit) grundsätzlich mitzuteilen.

• Dass dem Kläger die Besonderheiten der R.-Rente vom 
Versicherungsvertreter … ausdrücklich genannt worden 
waren, lässt sich der Beratungsdokumentation nicht 
entnehmen. 

• Bei einer fehlenden oder unzureichenden 
Dokumentation des Beratungsablaufs muss der 
Versicherer diejenigen Umstände nachweisen, die für 
die Erfüllung seiner Beratungspflichten maßgeblich sind 
(vgl. BGH, Urteil vom 13.11.2014, Az. III ZR 544).

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente

• Grundsätzlich ist es die Aufgabe des 
Versicherungsnehmers, sich in eigener Verantwortung 
über die zu versichernden Risiken klar zu werden und 
über den hierfür in Betracht kommenden 
Versicherungsschutz zu informieren. 

• Aufklärungs- und/oder Beratungspflichten entstehen für 
Versicherungsvermittler lediglich „anlassbezogen“. 

• Pflichten des Versicherungsvermittlers grundsätzlich 
beschränkt auf den vom Kunden genannten 
Versicherungsbedarf, also auf das dargestellte Risiko, 
um dessen Absicherung es geht, sowie die damit 
zusammenhängenden und dem Versicherungsvermittler 
erkennbaren Gefahren.

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente
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• Die Beratungsfehler der Beklagten führen zu einer Beweislastumkehr bei 
der Frage der Kausalität. Es ist zu vermuten, dass sich der Kläger bei 
korrekter Beratung gegen eine R.-Rente entschieden hätte (vgl. 
nochmals OLG Karlsruhe, Urteil vom 07.12.2021, Az. 9 U 97/19,). 

• Dem Kläger ist ein Schaden in Höhe der gezahlten Versicherungsprämien 
entstanden. Ohne Abschluss des Vertrages hätte er diese Beiträge nicht 
an die Beklagte gezahlt. Steuervorteile muss sich der Kläger nicht 
gegenrechnen lassen (OLG Stuttgart, Urteil vom 30.04.2019, Az. 6 U 
173/18).

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23



Rieser-Rente
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• Der durch eine Beratungspflichtverletzung entstandene Schadensersatzanspruch 
unterliegt der regelmäßigen Verjährungsfrist von 3 Jahren (§ 195 BGB). 

• Diese Frist war mit Ablauf des 31.12.2016 verstrichen.

• Die Verjährungsfrist begann nicht erst ab dem Zeitpunkt zu laufen, zu dem er 
Kenntnis von den Besonderheiten der R.-Rente erlangt haben will (d.h. im Jahr 
2021), sondern bereits ab dem 01.01.2014.

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente
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• Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist (§ 199 
Abs. 1 Nr. 1 BGB) und der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt (§ 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB). 

• Bei Schadensersatzansprüchen bedarf es der Kenntnis von der Person des Schädigers, von der 
Pflichtverletzung oder einer gleichstehenden Handlung, vom Eintritt des Schadens und der Kenntnis 
von der eigenen Schadensbetroffenheit (vgl. BGH, Urteil vom 17.10.1995, Az. VI ZR 246/94) 

• Irrelevant ist demgegenüber, ob der Geschädigte die Rechtswidrigkeit des Geschehens, das 
Verschulden des Schädigers und/oder den maßgeblichen Kausalverlauf richtig einschätzt (BGH, Urteil 
vom 03.03.2005, Az. III ZR 353/04).

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente
Für Schadensersatzansprüche gilt der Grundsatz der Schadenseinheit. Der aus dem 
behaupteten Beratungsfehler dem Geschädigten erwachsene Schaden ist als einheitliches 
Ganzes aufzufassen. 

Daher läuft für den Anspruch auf Ersatz dieses Schadens einschließlich aller weiterer adäquat 
verursachter, zurechenbarer oder voraussehbarer Nachteile eine einheitliche Verjährungsfrist, 
sobald irgendein Teilschaden entstanden ist (BGH, Urteil vom 01.07.2010, Az. IX ZR 117/09). 

Ist im Falle fehlerhafter Aufklärung und Beratung bereits die Eingehung einer Verbindlichkeit 
der Schaden, entsteht der Anspruch bereits im Zeitpunkt des Vertragsschlusses (vgl. BGH, 
Urteil vom 26.02.2013, Az. XI ZR 498/11).

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente

• Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich (§ 199 
Abs. 1 Nr. 2 BGB). 

• Insbesondere liegt eine grobe Fahrlässigkeit dann vor, wenn der 
Geschädigte, der sich die Kenntnis in zumutbarer Weise ohne 
nennenswerte Mühe beschaffen könnte, die auf der Hand liegende 
Erkenntnismöglichkeit nicht ausnutzt (vgl. BGH, Urteil vom 
08.07.2010, Az. III ZR 249/09).

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Rieser-Rente
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Nicht nur die objektiven, sondern auch die subjektiven Voraussetzungen 
des Verjährungsbeginns lagen bereits mit dem Wirksamwerden des 
Versicherungsvertrages im Jahr 2013 vor. 

Mit der Übersendung des Versicherungsscheines wurden dem Kläger der 
Umfang und die Besonderheiten des Versicherungstyps R.-Rente deutlich 
vor Augen geführt. 

OLG Zweibrücken, Endurteil vom 25.10.2023 – 1 U 43/23
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Reiserücktrittskostenversicherung – 
Begriff der unerwartet schweren 
Erkrankung

OLG Schleswig, Urteil vom 18.3.2024 – 16 U 
74/23, BeckRS 2024, 5398
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Sachverhalt

• Der Kläger verlangt von der Beklagten die Erstattung von 
Stornierungskosten aus einer Reiserücktrittsversicherung. Er hatte für sich 
und seine Ehefrau für den 7. bis 22. Februar 2020 eine Pauschalreise nach 
Kuba gebucht. Die Ehefrau des Klägers hatte sich bei einem Leitersturz am 
9. November 2019 eine Wunde am rechten Fuß zugezogen. Einige Wochen 
später, und zwar am 21. November 2019 hatte der Kläger für sich und seine 
Ehefrau bei der Beklagten eine Reiserücktrittskostenversicherung 
abgeschlossen, die auch zustande gekommen war. 
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AVB
"1.2.1 Versicherungsschutz besteht für versicherte Personen oder Risikopersonen bei:

• a) Tod, schwerem Unfall oder unerwartet schwerer Erkrankung;

• Eine unerwartet schwere Erkrankung liegt vor, wenn aus dem stabilen Zustand des Wohlbefindens 
und der Reisefähigkeit heraus überraschend konkrete Krankheitssymptome auftreten, die dem 
Reiseantritt entgegen stehen und Anlass zur Stornierung geben (z. B. Blinddarmentzündung, 
Herzinfarkt, Hörsturz oder überraschendes Nierenversagen u. ä.). Die Erkrankung ist schwer, wenn 
die vor der Stornierung ärztlich attestierte gesundheitliche Beeinträchtigung so stark ist, dass die 
Reise nicht planmäßig durchgeführt werden kann.

• Unerwartet ist die Erkrankung dann, wenn sie bei Abschluss der Versicherung oder (bei 
bestehendem Jahresvertrag) bei Buchung der Reise nicht bekannt war."
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Sachverhalt

• Am 15. Januar 2020 suchte die Ehefrau des Klägers die 
gefäßchirurgische Sprechstunde einer Klinik auf. Vom 24. bis 31. 
Januar 2020 ließ sie dort in stationärer Behandlung eine 
Hauttransplantation vornehmen. Am 26. Januar 2020 stornierte der 
Kläger die Reise und meldete der Beklagten den Schaden. Die 
Beklagte lehnte eine Zahlung ab.
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Sachverhalt
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Berufung (+) Dem Kläger 
steht gegen die Beklagte 

ein Anspruch auf 
Erstattung der geltend 

gemachten 
Stornierungskosten zu

Gemäß Ziff. 1.2.1a) AVB sei 
während der Dauer des 

Versicherungsschutzes eine 
unerwartet schwere 

Erkrankung als versichertes 
Ereignis eingetreten



Schwere Erkrankung
• Die Erkrankung sei schwer gewesen

o "schwer" dem Wortlaut nach eine solche Erkrankung zu 
verstehen, die erheblich, gravierend oder von einigem 
Gewicht ist. Zur Feststellung werde der durchschnittliche 
Versicherungsnehmer zum einen einen Vergleich mit den in 
der Klausel aufgeführten Beispielen anstellen, zum anderen 
aber insbesondere auch vertragszweckorientiert davon 
ausgehen, dass das Vorliegen einer "schweren" Erkrankung 
nicht allein vom Ausmaß der krankheitsbedingten 
Beeinträchtigungen abhängt, sondern auch davon, welche 
Auswirkungen diese Beeinträchtigungen – aus der 
objektiven Sicht eines verständigen Dritten – auf die 
Durchführung einer Reise wie der versicherten haben

• Die Erkrankung der Ehefrau sei auch unerwartet gewesen

o Sie sei bei Abschluss der Reiserücktrittskostenversicherung 
am 21. November 2019 nicht im Sinn von Ziff. 1.2.1a) Satz 
3 AVB bekannt gewesen

o Bei einem Ulkus, d. h. einem – erst durch einen Infekt – 
ausgelösten Substanzdefekt der Haut handele es sich 
objektiv um ein ganz anderes Erkrankungsbild als bei einer 
"bloßen" sturzbedingten Schürfwunde

o Dass der Ulkus ohne diese Wunde nicht entstanden wäre, 
ändere nichts daran, dass es zu seiner Entstehung erst 
einer Infizierung der Wunde bedurfte
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Weitergehend:

• BGH, Urteil vom 19.10.2022 – IV ZR 185/20, BeckRS 2022, 31303:

o Formulierung "unerwartete und schwere" Erkrankung verstößt nicht gegen das 
Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB

o Als primäre Leistungsbeschreibung unterliege die Regelung gemäß § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB 
im Übrigen nicht der Inhaltskontrolle. Denn neben dem Begriff der Erkrankung gehörten 
auch die Merkmale der Unerwartetheit und der Schwere zum innersten Kern der 
Leistungsbeschreibung.

• Ob eine Erkrankung unerwartet oder doch vorhersehbar war, bestimmt sich nach dem 
Kenntnisstand des Versicherungsnehmers über seinen gesundheitlichen Zustand

o Entscheidend ist, welche Informationen dem Versicherungsnehmer durch behandelnde Ärzte 
gegeben worden waren und wie konkret aus seiner subjektiven Sicht die Erkrankungsgefahr 
war (BGH, Beschluss vom 21.9.2011 – IV ZR 227/09, BeckRS 2011, 25098)
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Informations- und Belehrungspflichten des Lebensversicherers im Policenmodell

Stufenklage Ansprüche auf Rückabwicklung eines fondsgebundenen 
Rentenversicherungsvertrags und Herausgabe von Nutzungen aus 
ungerechtfertigter Bereicherung.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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27.12.2004 
Antrag

02.02.2005 
Police

23.05.2006 
Sicherungsfond

07.01.2020 
Widerspruch



Informations- und 
Belehrungspflichten des 
Lebensversicherers im Policenmodell

Die erhobene Stufenklage ist zur 
Vorbereitung und Bezifferung eines 
bereicherungsrechtlichen 
Rückgewähranspruchs zulässig.

Auch die Zwischenfeststellungsklage ist 
gem. § 256 II ZPO zulässig.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Informations- und 
Belehrungspflichten des 
Lebensversicherers im Policenmodell

Der Widerspruch ist jedoch nicht wegen Unvollständigkeit der 
Verbraucherinformation hinsichtlich der Angaben zum 
Sicherungsfonds noch im Jahr 2020 wirksam erklärt worden.

Die gem. § 5a II 1 VVG aF überlassene Verbraucherinformation 
war nicht deshalb unvollständig, weil eine Angabe dazu fehlte, 
ob das VU Mitglied eines Sicherungsfonds war.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Informations- und Belehrungspflichten des Lebensversicherers im Policenmodell

Zwar musste die vom Versicherungsunternehmen zu erteilende 
Verbraucherinformation gemäß Abschnitt I Nr. 1 Buchst. i der 
Anlage Teil D zum VAG aF „Angaben über die Zugehörigkeit zu 
einer Einrichtung zur Sicherung der Ansprüche von Versicherten 
(Sicherungsfonds)“ enthalten. Ein deutscher Lebens- oder 
Rentenversicherer musste aber in dem Zeitraum zwischen dem 
Inkrafttreten des § 124 VAG aF und der tatsächlichen Einrichtung 
eines Sicherungsfonds in der Verbraucherinformation nicht 
angeben, dass er einem Sicherungsfonds nicht angehörte.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Informations- und 
Belehrungspflichten 
des 
Lebensversicherers 
im Policenmodell

Verbraucherinformation ausreichend

Angaben über die Frist, während der der 
Ast. an den Antrag gebunden sein soll 
(Abschn. I Nr. 1 Buchst. f der Anlage Teil D 
zum VAG aF) waren wegen des 
beabsichtigten Vertragsschlusses im 
Policenmodell nicht erforderlich.

Angaben zur Überschussermittlung und –
beteiligung entsprechen den Vorgaben nach 
Abschnitt I Nr. 2 Buchst. a der Anlage Teil D 
zum VAG aF.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Informations- und 
Belehrungspflichten 
des 
Lebensversicherers 
im Policenmodell

Sie erteilte Widerspruchsbelehrung ist 
formal ordnungsgemäß. 

Die Belehrung, die am Ende des 
Policenbegleitschreibens vollständig 
in Fettdruck und unterstrichen an 
exponierter Stelle abgedruckt war, ist 
ausreichend.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 
32/22
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Informations- und 
Belehrungspflichten des 
Lebensversicherers im Policenmodell

ABER: 

Es kommt entscheidend darauf an, ob der 
Versicherungsvertrag durch den Zugang des auf 
den 2.2.2005 datierten Policenbegleitschreibens, 
des Versicherungsscheins und der weiteren 
übersendeten Unterlagen beim VN oder erst 
durch eine nachfolgende Annahmeerklärung des 
VN zustande gekommen ist.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Informations- und Belehrungspflichten des 
Lebensversicherers im Policenmodell

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 32/22
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Rechtzeitig 
Vertrag

Nicht 
rechtzeitig 

Neues 
Angebot



BGH, Urt. vom 
12.12.2023 - VI ZR 
297/22
keine Einstandspflicht des Entschädigungsfonds bei 
Gewährung von Härtefallleistungen nach dem OEG 
an die Opfer einer Amokfahrt
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Sachverhalt
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Das klagende Land macht gegen den 
beklagten Verkehrsopferhilfeverein im 

Rahmen einer Feststellungsklage 
Ersatzansprüche aus gemäß § 5 

Opferentschädigungsgesetz (OEG) i. V.m. § 
81a Bundesversorgungsgesetz (BVG) 

übergegangenem Recht der Opfer und 
Hinterbliebenen einer Amokfahrt geltend

Am 7. April 2018 fuhr A. mit einem Kleinbus 
vorsätzlich auf die Außenterrassen eines in 

der Innenstadt der Stadt M. gelegenen 
Restaurants. Er tötete dabei vier Menschen, 
verletzte weitere zwanzig Personen teilweise 
schwer und beging anschließend Suizid. Der 
Haftpflichtversicherer des Fahrzeugs lehnte 

gemäß § 103 VVG seine Einstandspflicht 
wegen der vorsätzlichen Begehung der Tat 

ab.



Sachverhalt
• In § 1 Abs. 11 OEG in der zum Zeitpunkt der Amokfahrt und bis zum 30. Juni 2018 gültigen Fassung des Gesetzes (im 

Folgenden OEG a.F.) war geregelt, dass das Opferentschädigungsgesetz nicht auf Schäden aus einem tätlichen Angriff 
anzuwenden ist, die von dem Angreifer durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs verursacht worden sind. Diese – ab 1. Juli 
2018 in § 1 Abs. 8 OEG verortete – Vorschrift wurde mit Wirkung ab 10. Juni 2021 durch eine Regelung ersetzt, wonach 
Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz auch im Falle eines durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges verübten 
tätlichen Angriffs erbracht werden. § 1 Abs. 12 OEG a.F. (ab 1. Juli 2018: § 1 Abs. 9 OEG) sah vor, dass unter anderem die in 
§ 89 BVG getroffene Regelung zur Gewährung eines Ausgleichs in Härtefällen mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass an 
die Stelle der Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die Zustimmung der für die 
Kriegsopferversorgung zuständigen obersten Landesbehörde tritt, sofern ein Land Kostenträger ist.

• Mit Erlass vom 16. April 2018 teilte das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Klägers den örtlichen 
Landschaftsverbänden u.a. Folgendes mit:

• „Hiermit stimme ich gem. § 1 Abs. 12 Opferentschädigungsgesetz (OEG) dem Grunde nach zu, den Opfern und 
Hinterbliebenen der Amokfahrt am 7. April 2018 in M[…] Versorgung in Anwendung des OEG zu gewähren. Eine 
Nichtanwendung des OEG erachte ich in der Gesamtschau als eine für die Betroffenen unbillige Härte“.
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Sachverhalt

• In der Folgezeit erließ der Kläger durch die örtlichen Landschaftsverbände 
im Zeitraum vom 19. Juni 2019 bis zum 25. August 2020 auf der Grundlage 
des Opferentschädigungsgesetzes in seiner in der Zeit vom 25. Juli 2017 bis 
zum 30. Juni 2018 gültigen Fassung in 45 Fällen Bescheide, mit denen den 
Opfern und Hinterbliebenen Leistungen nach dem 
Opferentschädigungsgesetz in Verbindung mit 
dem Bundesversorgungsgesetz gewährt wurden und erbrachte auf der 
Grundlage dieser Bescheide bis zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
Leistungen (z.B. als „Versorgungsbezüge“ bezeichnete 
Rentenzahlungen, Bestattungsgelder) in Höhe von insgesamt 332.001,60 €.
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Sachverhalt

• Das Landgericht hat die Klage abgewiesen

• Das Oberlandesgericht hat auf die Berufung des Klägers das landgerichtliche Urteil abgeändert und 
festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, dem Kläger die von ihm auf der 
Grundlage bestandskräftiger Bescheide an die Opfer der Tat vom 7. April 2018 und deren 
Hinterbliebenen erbrachten und noch zu erbringenden Leistungen insoweit zu ersetzen, als der 
Beklagte im Falle seiner Inanspruchnahme durch die Opfer und deren Hinterbliebenen in zeitlicher 
und sachlicher Hinsicht diesen gegenüber selbst zur Erbringung gleicher Leistungen verpflichtet 
gewesen wäre und soweit dem Kläger diese nicht von Dritten erstattet werden.

• Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision erstrebt der Beklagte die Wiederherstellung des 
landgerichtlichen Urteils.
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Gegenstand der 
Klage

• Ersatzpflicht des Beklagten nach § 5 OEG, § 81a 
BVG, § 12 Abs. 1 PflVG für Leistungen, die der Kläger 
gemäß den im Zeitraum vom 19. Juni 2019 bis zum 
25. August 2020 auf der Grundlage des 
Opferentschädigungsgesetzes in seiner vom 25. Juli 
2017 bis zum 30. Juni 2018 gültigen Fassung 
ergangenen Bescheiden unter Berufung auf die 
Möglichkeit eines Härteausgleichs nach § 1 Abs. 12 
OEG a.F. i.V.m. § 89 BVG erbracht hat bzw. erbringen 
wird
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BGH

• Grundlage: § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 PflVG

• Nach dieser Vorschrift kann derjenige, dem wegen eines durch den Gebrauch eines 
Kraftfahrzeugs verursachten Personen- oder Sachschadens Ersatzansprüche gegen 
den Halter, den Eigentümer oder den Fahrer des Fahrzeugs zustehen, diese 
Ersatzansprüche auch gegen den Entschädigungsfonds geltend machen, wenn für 
den Schaden eine Haftpflichtversicherung deswegen keine Deckung gewährt oder 
gewähren würde, weil der Ersatzpflichtige den Eintritt der Tatsache, für die er dem 
Ersatzberechtigten verantwortlich ist, vorsätzlich und widerrechtlich herbeigeführt 
hat.
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BGH
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• Str., ob Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz bzw. dem 
Bundesversorgungsgesetz, auf das das Opferentschädigungsgesetz hinsichtlich der 
Rechtsfolgen eines gegebenen Versorgungsanspruchs verweist, unter die 
Subsidiaritätsklausel des § 12 Abs. 1 Satz 3 PflVG fallen, ist umstritten

• e.A.: in dieser Vorschrift seien mit „Versorgungsbezüge“ allein die von öffentlich-
rechtlichen Dienstherren im Rahmen eines Beamtenverhältnisses gezahlten 
Versorgungsbezüge gemeint

• a.A.: die in § 12 Abs. 1 Satz 3 PflVG angeordnete Subsidiarität bezieht sich auch auf 
Versorgungsleistungen nach dem Bundesversorgungs- bzw. 
Opferentschädigungsgesetz



BGH

• BGH: wie letztgenannte Ansicht

• Auswirkungen auf die neue Rechtslage?
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Inhaltlich unzureichende Widerspruchsbelehrung

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22
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16.09.2004 
Antrag

01.10.2004 
Police

01.11.2016 
Zahlungen

09.10.2020 
Widerspruch
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54

Policenbegleitschreiben mit 

Versicherungsschein

Verbraucherinformation

Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22
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55

„Wie Ihnen bereits auf Grund unseres Hinweises im 
Versicherungsantrag bekannt ist, können Sie innerhalb 
einer bestimmten Frist nach Erhalt des 
Versicherungsscheins dem Versicherungsvertrag uns 
gegenüber in Textform widersprechen. Bitte beachten 
Sie hierzu, dass auf Grund einer Änderung des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) die 
Widerspruchsfrist ab dem 1.10.2004 von 14 auf 30 Tage 
verlängert wurde. Diese Regelung gilt selbstverständlich 
auch für Ihren Vertrag. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs.“

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22



Inhaltlich unzureichende Widerspruchsbelehrung

Die Widerspruchsbelehrung in dem maßgeblichen 
Übersendungsschreiben ist fehlerhaft, weil sie die 
fristauslösenden Unterlagen nicht zutreffend benennt. Nach § 5a II 
1 VVG aF setzt der Beginn der Widerspruchsfrist die Überlassung 
des Versicherungsscheins, der Versicherungsbedingungen und der 
Verbraucherinformation nach § 10a VAG in der seinerzeit 
geltenden Fassung voraus. 

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22
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Inhaltlich unzureichende 
Widerspruchsbelehrung
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5/22/2024 57

Hier wird durch die Benennung nur des Erhalts 
des Versicherungsscheins der unzutreffende 
Eindruck erweckt, der Fristbeginn werde nur 
daran geknüpft. 

Dem Versicherungsnehmer soll mit der 
Widerspruchsbelehrung jedoch klar und 
unmissverständlich vor Augen geführt werden, 
unter welchen Voraussetzungen er widersprechen 
kann.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22



Inhaltlich unzureichende 
Widerspruchsbelehrung
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5/22/2024 58

Der geltend gemachte Rückforderungsanspruch ist 
nicht ausnahmsweise aufgrund des Vorliegens 
besonders gravierender Umstände nach § 242 BGB 
wegen rechtsmissbräuchlicher Ausübung des 
Widerspruchsrechts ausgeschlossen.

Allgemein gültige Maßstäbe dazu, ob und unter 
welchen Voraussetzungen eine fehlerhafte Belehrung 
der Annahme einer rechtsmissbräuchlichen 
Geltendmachung des Widerspruchsrechts 
entgegensteht, können nicht aufgestellt werden. 

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22



Inhaltlich 
unzureichende 

Widerspruchsbelehrung

Kein Grund:

Belehrungsmangel verhältnismäßig 
geringfügig.

Alleinige Motivation des Widerspruchs ist 
Renditeoptimierung.

Langer Zeitablauf.

BGH, Urteil vom 21.2.2024 – IV ZR 297/22



Treuwidrigkeit 
des 

Widerspruchs
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• Die nachträgliche Einbeziehung einer 
Berufsunfähigkeitszusatzversicherung, 

• die Abtretung der Ansprüche aus dem Vertrag an einen 
weiteren Versicherer, 

• die Veranlassung eines Fondswechsels, 

• der Zeitpunkt der Kündigung 

• sowie in der Person des Versicherungsnehmers zu 
vermutende Kenntnisse zum Widerspruchsrecht nach 
jahrzehntelanger Tätigkeit als Versicherungsvermittler 

können in ihrem Zusammenspiel geeignet sein, ein 
rechtsmissbräuchliches Verhalten anzunehmen. 

BGH, Hinweisbeschluss vom 29.11.2023 – IV ZR 61/23
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Dr. Carla Burmann
Rechtsanwältin  

Fachanwältin für Versicherungsrecht 
Fachanwältin für Medizinrecht

carlaburmann@kanzlei-johannsen.de +4930 – 20 91 73 01 www.kanzlei-johannsen.de
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Oliver Meixner
Rechtsanwalt  

Fachanwalt für Versicherungsrecht

olivermeixner@kanzlei-johannsen.de +4940 – 24 13 51 www.kanzlei-johannsen.de
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